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Nicht erst die jüngste globale Finanzkrise und die daraus resultierenden Schul-
denkrisen, von denen vor allem der Euro-Raum stark betroffen war und ist, haben 
den Fokus auch im öffentlichen Sektor stärker auf eine solide, vergleichbare und 
transparente Rechnungslegung gelenkt. Neben der traditionell vergangenheits-
orientierten Rechnungslegung gewinnt jedoch auch zunehmend eine in die Zukunft 
gerichtete Prognose der Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen an Aufmerk-
samkeit. Während das Thema Langfristperspektiven auf nationaler Ebene an Fahrt 
gewinnt, ist dessen Relevanz für subnationale Ebenen (Länder, Kantone, Regionen) 
noch weitgehend unbeleuchtet, aber nicht unkritisch betrachtet. Der Beitrag geht 
der Fragestellung nach, welchen Nutzen Langfristberichterstattung auf subnatio-
naler Ebene stiften kann und wie sie ausgestaltet sein könnte
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1 Einleitung

Nicht erst die jüngste globale Finanzkrise und die daraus resultierenden staatli-
chen Schuldenkrisen, von denen vor allem der Euro-Raum stark betroffen war 
und ist, haben den Fokus im öffentlichen Sektor stärker auf eine solide, vergleich-
bare und transparente Rechnungslegung gelenkt. Neben der traditionell vergan-
genheitsorientierten Rechnungslegung, sowie der auf einen Zeithorizont von ei-
nem Jahr beschränkten Budgetierung, gewinnt jedoch auch zunehmend eine in 
die Zukunft gerichtete Prognose der Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen an 
Aufmerksamkeit. Wesentlicher Auslöser für eine intensivere Befassung mit dem 
Thema sind neben der Finanzkrise vor allem die demografischen Entwicklun-
gen (in den Industriestaaten ohne Zuwanderung Überalterung der Gesellschaft 
und sinkende Geburtenraten, Verlagerung der industriellen Fertigung in andere 
Weltregionen einschliesslich der sich daraus ergebenden Wanderungsbewegun-
gen), die die entwickelten Staaten in einer ähnlichen Art und Weise vor massive 
Herausforderungen stellen werden. 
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Das Thema Nachhaltigkeit oder auch Corporate Social Responsibility hat 
im privaten Sektor seit den frühen 2000er Jahren grössere Aufmerksamkeit. So 
berichten Unternehmen längst nicht mehr nur über ihre finanziellen Ergebnisse 
(Jahresrechnung, Finanzbericht), sondern vermehrt auch über nicht-finanzielle 
Aspekte. Die verschiedenen Anspruchsgruppen haben dabei das Bedürfnis nach 
Transparenz zu unternehmerischer Leistung in verschiedenen Bereichen. Der Be-
griff Nachhaltigkeit, ursprünglich aus der Forstwirtschaft kommend, bedeutet, den 
Bedürfnissen der heutigen Generation zu entsprechen, ohne jene der zukünftigen 
Generationen zur gefährden (Brundtland, 1987). Der Begriff Nachhaltigkeit um-
fasst dabei eine ökologische, soziale und wirtschaftliche Dimension und soll eine 
Langfristperspektive beinhalten, sodass nicht nur über die Vergangenheit berich-
tet wird, sondern auch über erwartete zukünftige Entwicklungen.

Während das Thema Langfristperspektiven der öffentlichen Finanzen im in-
ternationalen Vergleich und auch in der Schweiz auf nationaler Ebene an Fahrt 
gewinnt – so berichtet beispielsweise der Bund seit 2008 alle vier Jahre über 
«Langfristperspektiven der öffentlichen Finanzen in der Schweiz» –, ist dessen 
Relevanz für subnationale Ebenen (Länder, Kantone, Regionen) noch weitgehend 
unbeleuchtet, aber nicht unkritisch zu betrachten, da sie – in Abhängigkeit von 
der Ausgestaltung des Staatswesens – wesentlich von den altersbedingten Ausga-
ben- und Einnahmenprogrammen betroffen sind und sein werden. 

Der Beitrag geht der Fragestellung nach, welche Voraussetzungen gegeben 
sein müssen, damit Langfristberichterstattung bezogen auf die Finanzperspektive 
auf subnationaler Ebene Nutzen stiften kann, wie sie ausgestaltet sein könnte und 
wo ihren Grenzen liegen. Die Themen in Bezug auf die Nachhaltigkeit im sozialen 
oder im ökologischen Bereich werden dabei bewusst ausgegliedert. Der Beitrag 
gliedert sich wie folgt: im Kapitel 2 wird versucht, eine Begriffsbestimmung der 
langfristig nachhaltigen öffentlichen Finanzen zu leisten. Dabei ist auffällig, dass 
vor allem auf subnationalen Ebenen bisher nur wenig Gebrauch davon gemacht 
wurde. Kapitel 3 geht auf die unterschiedlichen Ebenen der Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung ein, Kapitel 4 skizziert Indikatoren und Messkonzepte. In Kapitel 
5 werden die Voraussetzungen für die Nachhaltigkeitsberichterstattung bei den 
Schweizerischen Kantonen beschrieben, die in Kapitel 6 mit einigen Hypothesen 
zur Realisierbarkeit und zum möglichen Nutzen, aber auch zu Grenzen der Nach-
haltigkeitsberichterstattung fortgesetzt werden. In Kapitel 7 erfolgt eine abschlies-
sende Betrachtung. 

2 Langfristig nachhaltige öffentliche Finanzen – eine Begriffsbestimmung

Die Beschäftigung mit langfristig nachhaltigen öffentlichen Finanzen für staatli-
che Programme oder Subsektoren ist erst in den letzten 10 bis 15 Jahren von zu-
nehmender Bedeutung und damit eine relativ junge Entwicklung (IPSASB, 2009), 
wenn man von den planungseuphorischen 1970er Jahren absieht.
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Bis heute gibt es keine allgemeingültige Definition der langfristig nachhal-
tigen öffentlichen Finanzen, weder für nationale, noch für subnationale Verwal-
tungsebenen und Gebietskörperschaften (Dollery/Byrnes/Crase, 2007). Schon für 
den Begriff des «gesunden» Finanzhaushalts, der sich auch in diversen schweize-
rischen Kantonsverfassungen wiederfindet, ermangelt es an einer einheitlichen 
Definition: die vorwiegend englischsprachige Literatur spricht in diesem Zusam-
menhang von «fiscal health», «financial condition», «fiscal strain», «fiscal stress», 
«fiscal capacity» oder «fiscal crisis» (Dollery/Byrnes/Crase, 2007; Padovani/Scorso-
ne, 2011, für einen kurzen Abriss von Definitionen). Im deutschsprachigen Raum 
wird anstelle von «Nachhaltigkeit» auch von der «Tragfähigkeit» der öffentlichen 
Finanzen gesprochen (Bundesministerium der Finanzen, 2011; Geier, 2012). 

2.1 Zeithorizont

Die Konzepte umfassen dabei per se sowohl kurzfristige Phänomene als auch ei-
nen langfristigen Zeithorizont. Während es bei der Kurz- bis Mittelfristperspektive 
um die entsprechenden Dynamiken beim Schuldenmanagement geht und sich die 
Analysen vorwiegend auf Schwellen- oder Entwicklungsländer beziehen (Coro-
nado Quintanilla, 2009), fokussieren Langfristperspektiven auf die Auswirkun-
gen von Policy-Entscheidungen und -Zusagen von Regierungen auf das Budget 
(Schick, 2005). Von wesentlicher Bedeutung sind hier in den letzten Jahren die 
Betrachtung der Auswirkung des demografischen Wandels und die sich daraus 
ergebenden Effekte auf demografieabhängige Politikfelder, wie v.a. Pensions- und 
Sozialversicherungssysteme, Gesundheit, Pflege und auch Bildung (Schick, 2005; 
Balassone/Cunha/Langenus et al., 2009). Welche Politikfelder eine besondere Dy-
namik aufweisen, ist dabei neben den demografischen Unterschieden auch von 
der ordnungspolitischen Ausgangslage abhängig. Geburtenstarke Entwicklungs-
länder stehen vielfach primär vor Herausforderungen im Bereich der Gesundheit 
und Bildung, in den Vereinigten Staaten von Amerika ist es auf Grund systemi-
scher Mängel – primär die kostenintensiven letzten Lebensjahre gehen zu Las-
ten des Staates – vor allem das Gesundheitswesen, das Sorge bereitet. In Europa 
schliesslich steht die Altersvorsorge im Zentrum.

Blanchard et al. (1990) resümieren in Zusammenhang mit einer nachhalti-
gen Verschuldung – lange, bevor «Nachhaltigkeit» zu einem Modekonzept der 
Managementlehre wurde –, dass es essentiell um die Fragestellung geht, ob eine  
Regierung unter Berücksichtigung der aktuellen Programme auf eine exzessive 
Verschuldung zusteuert. 

Eine starke Betonung der Komponente der Verschuldung hat auch der Bund 
in seiner Definition der finanziellen Nachhaltigkeit. Allgemein formuliert ist eine 
Finanzpolitik dann nachhaltig, wenn die Budgetrestriktion des Staates über einen 
langen Zeithorizont erfüllt ist. Dies bedeutet, dass zukünftige Ausgaben durch zu-
künftige Einnahmen so gedeckt sein müssen, dass die Schuldenquote dabei nicht 
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permanent steigt. Aus diesem Grund dient eine stabile Schuldenquote als Basis 
für die Beurteilung der Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen (EFD, 2012: 22).

Das IPSAS Board beschäftigt sich seit 2009 mit dem Thema. In seinem Kon-
sultationspapier führt es 2009 folgende Arbeitsdefinition in Anlehnung an Aust-
ralische Budget-Dokumente ein: «Die Fähigkeit von Regierungen, ihren Verpflich-
tungen im Bereich der Leistungserbringung und im Bereich der Finanzen sowohl 
jetzt, als auch in der Zukunft, nachzukommen.» Diese Definition wird auch in 
weiterer Entwicklung für den Exposure Draft 46 (ED 46) und die Recommended 
Practice Guideline 1 (RPG 1) übernommen, wobei hier anstelle von Regierungen 
von wirtschaftlichen Einheiten gesprochen wird (IPSASB, 2011; 2013). Bei der im 
Juli 2013 veröffentlichten RPG1 «Reporting on the Long-Term Sustainability of 
a Public Sector Entity’s Finances» handelt es sich nicht um einen verbindlichen 
Standard, sondern um eine Richtlinie, deren Berücksichtigung seitens des Boards 
für die IPSAS-Anwender empfohlen wird.

Die Befassung mit Langfristperspektiven in der Wissenschaft ist stark inter-
disziplinär geprägt, was die Rezeption in der Literatur durch z.B. Ökonomen, Sta-
tistiker und Budgetexperten bzw. Experten für einzelne Politikfelder (v.a. Sozi-
alwerke, Pensionen, Gesundheitssysteme, Bildungssysteme) zeigt. Entsprechend 
vielschichtig ist die Literatur zu langfristig nachhaltigen öffentlichen Finanzen, 
die hier dementsprechend auch nur auszugsweise und beispielhaft wiedergegeben 
werden kann1. 

2.2 Staatsebenen

Auf zentralstaatlicher Ebene weisen Andersen/Sheppard (2009) für alle OECD 
Staaten mit Ausnahme von Island, Mexiko und der Türkei die Berichterstattung 
über Langfristprognosen auf zentralstaatlicher Ebene mit einem Zeithorizont von 
20 Jahren bis hin zu fast acht Jahrzehnten aus. Die Europäische Kommission 
veröffentlichte 2012 zum dritten Mal nach 2006 und 2009 einen Bericht über die 
Langfristperspektiven der öffentlichen Finanzen der Mitgliedsstaaten. Der Wäh-
rungsfonds hat das Thema mit dem «Code of Practice in Fiscal Sustainability» 
aufgegriffen.  

Auf subnationaler Ebene findet das Thema bisher wenig Aufnahme mit Aus-
nahme von Australien und den Vereinigten Staaten. Die Entwicklungen dort fal-
len in den Kontext der Diskussion nach der Verantwortung der Bundesstaaten für 

1 Die ökonomischen Studien beschäftigen sich häufig vergleichend (z.B Feve/Henin (2000) oder Hau-

ner/Skaarup (2008) für die G7 Staaten) oder schlagen neue ökonomische Ansätze zur Beurteilung 

der langfristigen finanziellen Entwicklungen vor (z.B. Afonso/Agnello/Furceri et al. (2011)). Umfas-

sende Rezeption findet das Thema im Kontext der Europäischen Schuldenkrise bzw. des Stabilitäts-

pakts (z.B. Bonatti/Cristini (2008), Ruth (2008) für makroökonomische Forcasts im Europäischen 

Währungsraum; bzw. Budgetdaten als Basis für finanzielle Forecasts im Euro-Raum (Leal/Perez/

Tujula et al (2008); Onorante/Pedregal/Perez et al (2010)).
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die finanzielle Verfassung der Kommunen (Honadle, 2003; Kloha/Weissert/Kleine, 
2005) und Entwicklung eines (finanziellen) Leistungsindikatorensystems für diese 
(Australien: Dollery/Byrnes/Crase, 2007; USA: Hughes/Katwal, 2011). Sie reichen 
damit zeitlich etwas weiter zurück, nehmen allerdings auch erst Mitte der 90er 
Jahre an Fahrt auf (Dollery/Byrnes/Crase, 2007), nachdem bekannte Fälle finan-
zieller Schwierigkeiten (Miami, Pittsburgh und Philadelphia) publiziert wurden 
(Kloha/Weissert/Kleine, 2005). Die Liste setzt sich aktuell mit Detroit fort. Manche 
Autoren versuchen auch, die Gründe für finanzielle Spannungen zu explorieren, 
die in mangelnden organisationalen Ressourcen und Management-Know-how 
liegen können oder in der Unfähigkeit, sich an geänderte ökonomische Rahmen-
bedingungen anzupassen, vor allem, wenn Verantwortlichkeiten ohne entspre-
chende finanzielle Kompensation oder der Möglichkeit zur Anhebung der Steuern 
an subnationale Einheiten verlagert werden (Padovani/Scorsone, 2011, für einen 
Überblick).

3 Dimensionen der Nachhaltigkeitsberichterstattung

Aus der facettenreichen Auseinandersetzung in der Literatur ist zu erkennen, dass 
es sich bei dem Thema der langfristig nachhaltigen öffentlichen Finanzen um ein 
mehrdimensionales Konstrukt handelt, wobei auch in Bezug auf die Dimensionen 
keine Einstimmigkeit herrscht. Padovani/Scorsone (2011) beschreiben als Ergebnis 
ihrer Recherche vier Dimensionen der Solvenz, die «allgemein anerkannte Mess-
grössen für die finanzielle Gesundheit von Organisationen» sind:

Cash solvency: ist eine Kennzahl für die Liquidität und das effektive Cash 
Management einer Gebietskörperschaft, die Auskunft über die Fähigkeit gibt, 
die laufenden Verpflichtungen begleichen zu können.
Budgetary solvency: ist die Fähigkeit einer Regierung, genügend Einnahmen 
zu lukrieren, um ein aktuelles oder gewünschtes Leistungsniveau erbringen zu 
können.
Long run solvency: wiederspiegelt die Auswirkung von langfristigen Ver-
pflichtungen auf künftige Ressourcenströme. 
Service level solvency: ist die Fähigkeit von Regierungen, ein von den Bürgern 
nachgefragtes und gewünschtes Leistungsniveau anzubieten und aufrechtzu-
erhalten.
Schick (2005) führt abweichend bzw. ergänzend die folgenden vier Dimen-

sionen ein, die auch im ursprünglichen Konsultationspapier des IPSAB (2009) 
diskutiert werden:

-
gen nachzukommen.

unter Beibehaltung aktueller Steuerlasten bedecken zu können.
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Verpflichtungen ohne Verschiebung der Kosten auf künftige Generationen zu 
bedecken.
Wachstum wird in weiterer Folge im ED 46 und der RPG 1 des IPSASB (2011; 

2013) nicht mehr aufgegriffen, da die Determinanten für wirtschaftliches Wachs-
tum komplex und ausserhalb der Kontrolle der berichtenden Einheit seien. Die 
Annahmen bezüglich des Wachstums seien aber kritisch für die Entwicklung der 
Langfristprognosen und vor allem der entsprechenden Alternativszenarien. Hierzu 
ist für den Kontext der Schweizer Kantone anzumerken, dass die globalen makro-
ökonomischen Entwicklungen (wie z.B. Frankenaufwertung infolge der Finanzkri-
se und Instabilität des Euroraums) tatsächlich nicht im Einfluss der Kantone lie-
gen. Nachdem sie jedoch in hohem Masse in der Steuerpolitik selbstbestimmt sind, 
können sie darüber ihre Wettbewerbsfähigkeit und damit das regionale Wachstum 
bis zu einem gewissen Grad steuern. Dass dieser Punkt interessiert, zeigte sich 
z.B. im Jahr 2004, als der Kanton Schaffhausen alternative Legislaturziele (dar-
unter verschiedene Steuerszenarien) mittels Sensitivitätsanalyse testen liess (Kan-
ton Schaffhausen, 2004), oder durch das zunehmende Interesse von Kantonen an 
einer aktiven (Mit-)Gestaltung der Zukunft mittels Zukunftsszenarien, Entwick-
lungsleitbildern und Legislaturzielen.

Die Nordamerikanischen Standardsetter US Governmental Accounting Stan-
dards Board (GASB) und Canadian Public Sector Accounting Board (PSAB) führen 
die Begriffe «Fiscal capacity» und «Service capacity», ebenso wie «Vulnerability» 
ein, die einen gewissen Bezug zu Schicks’ Dimensionen erkennen lassen (IPSASB 
2011). In weiterer Folge werden die Dimensionen im Exposure Draft auf die fol-
genden Konzepte verdichtet (IPSASB, 2011):

Fiscal capacity: ist die Fähigkeit einer Einheit, finanzielle Verpflichtungen 
kontinuierlich über den Betrachtungszeitraum ohne Erhöhung der Steuern zu 
begleichen.
Service capacity: ist a) das Ausmass, in welchem eine Einheit ihre Leistungen 
auf einem gegebenen Qualitäts- und Mengenniveau für aktuelle Empfänger 
zum Zeitpunkt der Berichterstattung anbieten kann; darüber hinaus b) die Fä-
higkeit, Verpflichtungen aus Wohlfahrtsprogrammen für derzeitige und künf-
tige Anspruchsgruppen erfüllen zu können.
Vulnerability: ist das Ausmass, in welchem eine Einheit a) finanziell von Fi-
nanzströmen ausserhalb ihrer Kontrolle abhängig ist und b) die Macht hat, die 
aktuellen Steuersätze oder andere Einnahmenströme zu variieren oder neue 
Ströme zu kreieren. Die Abhängigkeit kann als Anteil der Zahlungen, die von 
anderen Einheiten oder Gebietskörperschaften erhalten werden, an den ge-
samten Einzahlungen gemessen werden. Diese Dimension ist besonders aus-
sagekräftig im Zusammenhang mit subnationalen Ebenen (Länder, Regionen, 
Kreise, Kommunen), die mitunter über wenige eigene Steuermittel verfügen 
bzw. deren Höhe unwesentlich mitgestalten können. 
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In der fi nalen Fassung der RPG 1 (IPSASB, 2013) wurde das Konzept aller-
dings weiter verfeinert, indem drei Dimensionen Leistungen («Services»), Erträge 
(«Revenues») sowie Schulden («Debt») jeweils auf die Kapazität («Capacity») und 
die Abhängigkeit («Vulnerability») untersucht werden sollen. Im Unterschied zum 
Exposure Draft ist die Abhängigkeit also keine eigenständige Dimension mehr, 
sondern – gemeinsam mit der Kapazität – vielmehr ein Beurteilungskriterium für 
die drei Dimensionen. Diese Differenzierung wurde nicht zuletzt auf Grund der 
Erfahrungen in der globalen Finanzkrise eingeführt, die dramatisch vor Augen 
führte, dass beispielsweise vormals ertragsstarke Gemeinwesen durch den Wegfall 
eines einzigen, grossen Steuerzahlers unvermittelt in ernsthafte Probleme, mit 
Auswirkungen auf alle drei Dimensionen, geraten können. Allerdings zeigte die 
Finanzkrise auch, dass sich solche Szenarien nicht auf die nationale Ebene be-
schränken, sondern durchaus auch Gliedstaaten2 oder Gemeinden3 davon betrof-
fen sein können. Der Analyserahmen der RPG wird in der folgenden Abbildung 
dargestellt.

 

Abbildung 1: Analyserahmen nach RPG1 (Quelle: in Anlehnung an IPSASB, 2013: 15)

2 So haben z.B. die Comunidad Valenciana in Spanien, ebenso wie der Bundesstaat Michigan in den 

USA gröbere fi nanzielle Probleme, wobei der Konkurs der Stadt Detroit in  Michigan derzeit durchaus 

medienwirksamer berichtet wird.
3 Mehrere Gemeinden in Frankreich sind aufgrund der Vergabe von Anleihen in Schweizer Franken 

nun in Schiefl age, aber auch Olten in der Schweiz ist durch den Steuerausfall infolge der Probleme 

bei Alpiq in fi nanzieller Bedrängnis.
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4 Kennzahlen und Indikatoren der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

Je nach der Ausprägung des Budgetierungs- bzw. Finanzberichterstattungssys-
tems (Zahlungsprinzip oder Doppik) einer Gebietskörperschaft bzw. je nachdem, 
ob die Berechnung über das Budget, die Bilanz oder die Finanzstatistik erfolgt, 
gibt es unterschiedliche Indikatoren und Ansätze, die Aussagen über die langfris-
tige Nachhaltigkeit öffentlicher Finanzen ermöglichen.

IPSASB (2013) nennt in der RPG 1 die folgenden, derzeit in veröffentlichten 
Langfristberichten verwendeten Finanzkennzahlen:

solche gelten finanzielle Forderungen, die eine Zahlung von Zinsen und/oder 
Kapital des Schuldners zu einem Zeitpunkt oder mehreren Zeitpunkten in der 
Zukunft erforderlich machen. 

Schuldinstrumenten.
-

tungen.
-

züglich der Gesamtheit der finanziellen Verpflichtungen.
Die Projektionen, die nach den unten beschriebenen Methoden durchgeführt 

werden können, werden unter der Annahme des «no policy change» ausgeführt. 
Das heisst, dass die geltenden rechtlichen Rahmenbedingungen unverändert blei-
ben. Heute bekannte Veränderungen sollten jedoch aufgenommen werden, eben-
so wie solche Programme, die in der absehbaren Zukunft aufgrund heutiger ge-
setzlicher Bestimmungen auslaufen werden, dann aber unter Umständen durch 
Nachfolgemassnahmen doch  wieder verlängert werden (für eine Diskussion, siehe 
IPSASB, 2011).

4.1 Extrapolation der Basis 

Bei dieser einfachsten Methode der langfristigen Prognose der öffentlichen Fi-
nanzen wird das aktuelle Budget (zumeist cash) als Basis für die Extrapolation 
der Entwicklungen der folgenden Jahre herangezogen (Baseline Projection). Sie 
ist demnach eine «Verlängerung» der Mittelfristplanung. Bei der Prognose wird 
von den derzeitigen Budgetpositionen ausgegangen, im Unterschied zur reinen 
Fortschreibung werden jedoch künftige, bereits beschlossene oder absehbare Pro-
grammänderungen berücksichtigt. Trotz der methodischen Einschränkungen, die 
sich durch die Extrapolation von Basisszenarien ergeben4, zeigen sie die Aus-

4 Schick (2005) erwähnt die Unmöglichkeit, wesentliche Änderungen in der Wirtschaftlichen Perfor-

manz absehen zu können oder Pensionszahlungen bei künftig steigenden Rentnerzahlen einzufrie-

ren.
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wirkungen der heutigen Politik auf künftige Budgets und ermöglichen die Ab-
schätzung der Auswirkungen von angedachten Policy-Änderungen auf künftige 
Budgets.  

4.2 Bilanzanalyse 

Während die Extrapolation eines Basisjahres zumeist auf dem Budget basiert, kann 
die Bilanzanalyse ein vollständigeres und verlässlicheres Bild der Finanzsituation 
abgeben, da sie alle expliziten Vermögenswerte und Verpfl ichtungen ausweist 
und damit mehr Informationen liefert als eine einfache Verschuldungskennzahl 
(zumeist brutto). Die Bilanzanalyse setzt jedoch voraus, dass ein aussagekräfti-
ges doppisches System im Einsatz ist. Der Nachteil der Bilanzanalyse in Hinblick 
auf Langfristperspektiven liegt in der Vergangenheitsorientierung der Information 
(Schick, 2005). Informationen bezüglich impliziter und künftiger Verpfl ichtungen 
können über die Bilanz kaum oder gar nicht abgebildet werden (z.B. künftige 
Pensionsverpfl ichtungen), ebenso wenig wie künftige Vermögenswerte (z.B. Steu-
ereinnahmen). Die folgende Abbildung 2, entnommen aus  der RPG 1 des IPSASB 
(2013), stellt diesen Zusammenhang dar. Grau schraffi ert sind jene Informationen, 
die aus einer Bilanz abgelesen werden können. Weiss sind jene Informationen, 
über die eine Langristberichterstattung Auskunft geben soll bzw. muss. 

Abbildung 2: Begrenzte Aussagekraft der Bilanz in Hinblick auf Langfristperspektiven 
(Quelle: IPSASB, 2013)
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4.3 Fiskallücke

Der Ansatz der Fiskallücke (Fiscal Gap) wird z.B. von der Eidgenössischen Bun-
desverwaltung (EFV, 2008; 2012), der OECD und der Europäischen Kommission 
angewendet. Die Fiskallücke ist ein Mass für die Höhe sofortiger und permanen-
ter Einnahmensteigerungen oder Ausgabensenkungen gemessen in Prozent des 
BIP, die nötig wären, um die Verschuldung auf gleichem oder niedrigerem als 
dem derzeitigen Niveau für einen bestimmten Zeitpunkt in der Zukunft zu hal-
ten (stichtagsbezogen). Für die Messung der Fiskallücke müssen eine Zielgrösse 
für die Verschuldung, gemessen in Prozent des BIP und ein Zieljahr festgemacht 
werden5. Dieserart kann ein Primärüberschuss (Überschuss vor Zinsen) ermittelt 
werden, der notwendig ist, damit die Verschuldung die Zielgrösse bis zum gewähl-
ten Zielzeitpunkt nicht überschreitet. Eine Fiskallücke von Null bedeutet, dass die 
Schuld-Zielgrösse ohne Veränderung der Einnahmen- und Ausgabenprogramme 
erreicht werden kann. Durch Anpassung der Zielgrössen für Verschuldung und 
Jahr können Regierungen alternative Szenarien und Politikfahrpläne für die Zu-
kunft ableiten. Fiskallücken zeigen im Unterschied zu Basisszenarien daher nicht 
nur, ob die aktuelle Politik nachhaltig ist, sondern auch, wie gross der Anpas-
sungsbedarf wäre.

4.4 Intertemporale Budgetrestriktion 

Eine Variante der Fiskallücke, die intertemporale Budgetrestriktion (Inter-tem-
poral Budget Constraint), berechnet den Primärsaldo, der für die Stabilisierung 
(oder den Abbau) der Schulden benötigt wird. Dies wird errechnet, indem alle 
prognostizierten künftigen Zahlungsströme plus der aktuellen Schuldenlast auf 
ihren Gegenwartswert diskontiert werden. Eine intertemporale Budgetlücke be-
steht, wenn der diskontierte Gegenwartswert der künftigen Primärsaldi die ak-
tuelle Schuldenlast nicht deckt. Die intertemporale Budgetrestriktion erweitert 
den Betrachtungszeitraum von einem Stichtag hin zu einem unendlichen Zeit-
horizont. Der Gegenwartswert der Fiskallücken ist zeitabhängig von künftigen 
Zahlungsströmen. Gleichzeitig wird eine Fiskalrestriktion (maximal tolerierte Ver-
schuldung) auferlegt, die die Politikgestaltung leitet. Der Ansatz ist abhängig vom 
Ausgangsjahr und Diskontierungsfaktor und wird ebenfalls von der Europäischen 
Union verwendet (S2 Indikator, EC, 2006). 

5 Der S1 Indikator des Europäischen Wachstums- und Stabilitätspakts geht z.B. von einer maximalen 

Verschuldung von 60 % des BIP im Jahr 2050 aus; EC (2006).
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4.5 Generational Accounting

Die bisher genannten Ansätze bestimmen die Nachhaltigkeit der öffentlichen Fi-
nanzen mit Bezug auf unterschiedliche aggregierte Finanzpositionen. Im Unter-
schied dazu erweitert das Konzept des Generational Accountings den Fokus um 
den Aspekt der Gerechtigkeit der Fiskalpolitik zwischen den Generationen. Das 
Ziel des Generational Accounting ist, für jede Generation eine faire Verteilung von 
Steuern und Transferzahlungen zur erreichen, sodass eine Generation nicht auf 
Kosten der (zumeist, aber nicht unbedingt) nächsten Generation von Leistungen 
des Staates profitiert. Gerechtigkeit besteht dann, wenn künftige Generationen die 
gleichen Nettotransfers (Steuern minus Transferleistungen) erwarten können, wie 
derzeitige Generationen (Schick, 2005). 

4.6 Alternativszenarien und Sensitivitätsanalysen

Nachdem die Annahmen bezüglich Bevölkerungsdaten, wie Lebenserwartung oder 
Gesundheitszustand, aber erst recht Wirtschaftsdaten, wie Wachstum, Löhne und 
Produktivität, Inflationsraten und Zinsentwicklung, kritisch für die Aussagekraft 
von Langfristperspektiven sind, ist es wichtig, neben dem Basisszenario noch eine 
Reihe von alternativen Szenarien zu präsentieren, die eine gewisse Bandbreite 
der aus heutiger Sicht möglichen Entwicklungsverläufe abdecken. Dabei sollte 
berücksichtigt werden, dass zu viele Szenarien auf die Aussagekraft stark limitie-
rend, weil verwirrend, wirken können. Schick (2005) schlägt drei bis fünf Alter-
nativszenarien vor.

5 Kennzahlen und Indikatoren der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
5.1 Rechnungssystem und Fiskalregeln

Das im internationalen Vergleich hervorragende öffentliche Rechnungswesen der 
Schweiz bietet eine gute Grundlage für die Errechnung von Langfristprognosen. 
Wenige Staaten haben für Budgetierung und Rechnungsabschluss jeweils das 
Konzept der periodengerechten, doppelten Buchhaltung eingeführt (Accrual Bud-
geting & Accounting). Dieses System ermöglicht eine einfache Vergleichbarkeit 
von Budgets mit Rechnungen, aber auch Mehrjahresvergleiche, ohne grössere An-
passungen und ist Voraussetzung für aussagekräftige Kennzahlen- bzw. Bilanz-
analysen. Die Kantone und Gemeinden steuern insofern ihre Finanzen seit Jahren 
mit sehr viel aussagekräftigeren Zahlen als dies im internationalen Vergleich üb-
lich ist (z.B. Selbstfinanzierungsgrad, Nettovermögen, Eigenkapital).

Der Bund und viele Kantone verfügen heute über Fiskalregeln, die den Abbau 
alter Schulden ermöglichen und gleichzeitig den Aufbau neuer Schulden verhin-
dern sollen. Obwohl die meisten Instrumente, namentlich dasjenige des Bundes, 
den Namen Schuldenbremse tragen, zielen sie in der Regel auf den Ausgleich von 
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Budget und Rechnung. Der Schuldenstand selbst wird nicht geregelt, sondern ist 
lediglich das Resultat davon. Die Fiskalregeln haben grundsätzlich einen positiven 
Einfluss auf die kurzfristige Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen. Die Diskus-
sionen um Schuldenbremsen für die Investitionsrechnung und für ausserordentli-
che Ausgaben zeigen, dass der Weg auch hier in Richtung langfristiger Nachhal-
tigkeit geht. Diese Diskussion wird um den Vorschlag einer Nachhaltigkeitsregel 
in Ergänzung zur Schuldenregel vor allem auch für die Sozialversicherungen ver-
stärkt (Kaiser/Lengwiler/Schaltegger, 2008; Economiesuisse, 2012).

Viele Kantone kennen heute eine mittelfristige Planung der Finanzen (und 
Aufgaben) in Form des vier bis fünfjährigen (integrierten Aufgaben- und) Fi-
nanzplans. Grundsätzlich ist die Mittelfristplanung nach Schick (2005) der erste 
Schritt in Richtung Extrapolation eines Langfristszenarios – der betrachtete Zeit-
raum wird einfach ausgedehnt. Die Finanzsysteme ermöglichen jedoch sehr viel 
ausgefeiltere Methoden und Kennzahlen, wie ja auch die Langfristprognosen der 
Eidgenössischen Finanzdepartements auf Basis der Fiskallücke zeigen. Schleiniger 
(2012) wendet die Fiskallücke mit überzeugenden Ergebnissen für den Kanton 
Zürich an6.

5.2 Rechnungssystem und Fiskalregeln

Selbst wenn die Fiskalregeln auf Ebene von Bund, Kantonen und Gemeinden 
dem Abgleiten in hohe Defizite Einhalt gebieten, kann sich langfristig das Prob-
lem stellen, dass manche Ausgabenkategorien von Ausgaben, die kurzfristig nicht 
steuerbar sind, aber langfristigen demografischen Effekten unterliegen, verdrängt 
werden (Geier, 2012). Ebenfalls zu berücksichtigen sind Investitionen aus solchen 
Programmen bzw. deren Folgekosten (z.B. immer teurer werdende Gesundheits-
technologie (IPSASB, 2011)). Um solche Verdrängungen zu vermeiden, sind früh-
zeitige Reformen notwendig. 

Der Bericht zu den Langfristperspektiven der öffentlichen Finanzen der EFV 
(2012) zeigt, dass auf Bundesebene vornehmlich die Sozialversicherungen (AHV) 
betroffen sein werden. 

Von indirekten Auswirkungen auf den Deckungsgrad der Pensionskassen 
werden hingegen alle drei Staatsebenen betroffen sein (Perrez, 2012). 

Die tieferen staatlichen Ebenen – Kantone und Gemeinden – werden zusätz-
lich besonders stark von den Auswirkungen der demografischen Alterung in an-
deren Bereichen betroffen sein, wobei die Effekte per se sowohl positiv, als auch 
negativ sein können. Im Bildungsbereich dürften auf kommunaler Ebene die Kos-
ten zurückgehen, im Pflege- und Gesundheitsbereich hingegen wohl ansteigen. 
Auf kantonaler Ebene fallen vor allem die steigenden Kosten im (Langzeit-)Pfle-
ge- und Gesundheitsbereich ins Gewicht (EFV, 2012; Perrez, 2012). Die Entlastung 

6  Siehe dazu auch seinen Beitrag in diesem Jahrbuch.
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bei der Bildung ist nicht so stark wie bei den Gemeinden, da der Hochschulbereich 
anteilsmässig weiter wachsen wird. Beim Steuerertrag sind die Kantone und Ge-
meinden vor den Folgen demografi scher Veränderungen stärker betroffen als der 
Bund. Der Effekt ist aber nicht einheitlich (Perrez, 2012).

5.3 Finanzieller Spielraum in ausgewählten Kantonen 

Wie bereits erwähnt, steigt die durchschnittliche Lebenserwartung in der Schweiz. 
Wie das Bundesamt für Statistik aufzeigt, hat in den letzten Jahren diese Lebens-
erwartung bei Männern und Frauen um rund 5 Jahre zugenommen (BFS, 2013a). 
Auch wenn die durchschnittliche Lebenserwartung von verschiedenen Faktoren 
abhängig ist (z.B. medizinischer Fortschritt, «gesunder» Lebensraum und «gesun-
de» Lebensführung) wird allgemein davon ausgegangen, dass die Lebenserwar-
tung weiter steigen wird. Durch die Verschiebung der Alterspyramide (zunehmend 
mehr ältere Menschen) steigen auch die Sozialausgaben der jeweiligen Kantone.

Abbildung 3: Lebenserwartung bei Geburt, in Jahren (Quelle: eigene Darstellung anhand 
von Daten des BFS, 2013a)

Wird die allgemeine Schuldenquote der öffentlichen Haushalte, welche die 
kumulierten Bruttoschulden von Bund, Kantonen und Gemeinden aufzeigt, be-
trachtet, ist festzustellen, dass die Quote in den 1990er-Jahren merklich anstieg, 
aber seit Mitte der 2000er-Jahre am Sinken ist. 
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Abbildung 4: Schuldenquote der öffentlichen Haushalte. Kumulierte Bruttoschulden von 
Bund, Kantonen, Gemeinden und Sozialversicherungen im Verhältnis zum Bruttoinlands-
produkt (Quelle: EFV)

Werden die Daten auf die Zukunft extrapoliert, ist ersichtlich, dass ab ca. 
2021 mit einem starken Anstieg der Schuldenquoten bei den Sozialversicherun-
gen, Kantonen und Gemeinden gerechnet wird. Die Schuldenquote des Bundes 
hingegen dürfte in etwa stabil bleiben (EFD, 2012). 
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Abbildung 5: Schuldenquote – Basisszenario (Quelle: EFD, 2012)

Analog zur Grafi k bezüglich erwarteter Veränderung der Schuldenquote wird 
davon ausgegangen, dass die demografi sch bedingten Ausgaben der öffentlichen 
Haushalte gegenüber den Ausgaben von 2009 insbesondere bei der Altersversi-
cherung/IV stark zunehmen. Aber auch die Kosten in den Bereichen Gesundheit 
und Langzeitpfl ege dürften insbesondere ab 2030 steigen. Die zusätzlichen Kosten 
für Bildung dagegen bewegen sich eher auf einem tiefen Niveau (EFD, 2012). 

Abbildung 6: Geschätzte Kostenentwicklungen in demografi eabhängigen Bereichen 
(Quelle: EFD, 2012)
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Werden die Ausgaben der Kantone und Konkordate in den Jahren 1990, 2000 
und 2010 näher analysiert, ist festzustellen, dass die Gesamtausgaben im Betrach-
tungszeitraum deutlich zugenommen haben (BFS, 2013b). Die Bildung ist dabei 
der grösste Posten. Der Anteil an den Gesamtausgaben ist zwischenzeitlich leicht 
gesunken, hat aber danach wieder deutlich zugenommen. Die Ausgaben für die 
Gesundheit – gemessen am Anteil der Gesamtausgaben – sind leicht zurückge-
gangen. Dafür stellt «soziale Sicherheit» einen immer grösseren Posten dar. 

1990 in % 2000 in % 2010 in %

0 Allgemeine Verwaltung 2‘055 5.01 % 2‘789 4.65 % 4‘537 6.01 %

1

Öffentliche Ordnung 

und Sicherheit,  

Verteidigung

3‘905 9.51 % 5‘115 8.53 % 6‘827 9.04 %

2 Bildung 10‘958 26.69 % 14‘600 24.35 % 21‘885 28.98 %

3
Kultur, Sport und  

Freizeit, Kirche

965 2.35 % 1‘230 2.05 % 1‘603 2.12 %

4 Gesundheit 7‘235 17.62 % 9‘759 16.28 % 9‘711 12.86 %

5 Soziale Sicherheit 5‘027 12.24 % 10‘900 18.18 % 15‘019 19.89 %

6
Verkehr und Nachrich-

tenübermittlung

4‘606 11.22 % 6‘200 10.34 % 6‘454 8.55 %

7
Umweltschutz und 

Raumordnung

1‘201 2.92 % 1‘401 2.34 % 1‘492 1.98 %

8 Volkswirtschaft 2‘533 6.17 % 4‘004 6.68 % 4‘380 5.80 %

9 Finanzen und Steuern 2‘569 6.26 % 3‘959 6.60 % 3‘608 4.78 %

Abbildung 7: Ausgaben der Kantone und Konkordate nach Funktionen (in Mio Franken) 
(Quelle: BFS, 2013b)

Eine genauere Betrachtung für die einzelnen Schweizer Kantone zeigt durch-
aus, dass die Kantone von den demografieabhängigen Kostenentwicklungen un-
terschiedlich betroffen sind. Dargestellt sind jeweils die Ausgaben für Bildung, 
Gesundheit und Soziale Sicherheit in Gegenüberstellung mit den restlichen Aus-
gabenposten, für die Jahre 1991, 2001 und 20117. Für ca. die Hälfte der 26 Kanto-
ne ist festzustellen, dass sich der Spielraum bei den sonstigen Ausgaben langsam 
reduziert – diese Kantone sind nachfolgend abgebildet. Für die anderen Kantone 
kann keine Tendenz abgeleitet werden bzw. ist festzustellen, dass sich die demo-
grafieabhängigen Ausgabenposten gegenseitig konkurrieren. Während sich ein 
Anstieg bei den Sozialausgaben im Verlauf der letzten 20 Jahre abzeichnet, sind 

7 Die etwas unschönen, unrunden Zahlen hängen mit der Verfügbarkeit der Daten der Finanzstatistik 

zusammen – die Daten reichen bis ins Jahr 2011.



103

Iris Rauskala, Andreas Bergmann, Robin Braun: Langfristberichterstattung nachhaltiger öffentlicher Finanzen auf 
subnationaler Ebene. Notwendig oder unmöglich? Jahrbuch der Schweizerischen Verwaltungswissenschaften 2013: 
Seiten 87–114

die Gesundheitsausgaben zwischen 2001 und 2011 interessanterweise teilweise 
sogar rückläufig, was nicht dem allgemeinen Trend immer teurer werdender Ge-
sundheitstechnologien und altersbedingter Kostensteigerungen entspricht.

Für einige wenige Kantone, wie etwa Zürich, Genf und Zug, scheint der Spiel-
raum für die sonstigen Ausgaben in den letzten 20 Jahren sogar zuzunehmen.
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Abbildung 8: Ausgabenentwicklung in den demografi eabhängigen Bereichen in den Schwei-
zer Kantonen (Quelle: Abbildungen anhand von Daten der EFV, 2013)

6 Hypothesen zur Nachhaltigkeitsberichterstattung von öffentlichen 
 Finanzen
6.1 Hypothese 1: Die Nachhaltigkeitsberichterstattung eignet sich auf
 subnationaler Ebene dort, wo sowohl die Einnahmen-, als auch 
 die Ausgabenentwicklung beherrscht werden können

Besondere Aufgabengebiete, die auf kommunaler und kantonaler Ebene viele Res-
sourcen binden, werden von der sich verändernden Bevölkerungsstruktur je nach 
Region und Staatsebene unterschiedlich tangiert. Gerade der Veränderung der 
Staatsausgaben wird in Bezug auf die demografi sche Entwicklung in Forschung 
und Praxis heute schon stärker Rechnung getragen (Perrez, 2012). Der demogra-
fi sche Wandel wird jedoch auch entsprechende Auswirkungen auf der Einnah-
menseite haben. Die Entwicklung der staatlichen Einnahmen kann nicht einfach 
mit jener des BIP gleichgesetzt werden (Perrez, 2012), wie dies teilweise gemacht 
wird. Auch das IPSASB (2013) schlägt eine getrennte Betrachtung von Erträgen 
und Aufwendungen vor.

Botman/Kumar (2008) zeigen für den Euro-Raum und die USA, dass ein Paket 
sowohl aus einnahmen-, als auch ausgabenseitigen Massnahmen die einzig mög-
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liche und effiziente Anpassung der öffentlichen Finanzen ist, um einen positiven 
Primärsaldo zu erzielen, künftige alterungsbedingte Mehrkosten anzusparen und 
intergenerationale Fairness bei gleichzeitiger Vermeidung von Steuererhöhungen 
zu erzielen.

Um sich dem Thema entsprechend wirkungsvoll widmen zu können, ist also 
eine integrierte Betrachtung von Staatsausgaben und -einnahmen und der Wech-
selwirkung zwischen der Rechnung und den Institutionen der Sozialversicherun-
gen notwendig (Perrez, 2012). Ansonsten entsteht die Gefahr, dass Positionen aus-
serhalb des Horizonts mit Potential zur Verdrängung anderer Ausgabenposten den 
finanziellen Spielraum immer stärker einschränken.   

Damit ist die kantonale Ebene in der Schweiz grundsätzlich positiv angespro-
chen, da sie – gemeinsam mit den Gemeinden – für einen Grossteil des Steuerauf-
kommens und für viele der angesprochenen Ausgabenpositionen verantwortlich 
ist. Eine entsprechende Kontrolle über die Entwicklung der Ausgaben und Ein-
nahmen ist damit gegeben.

Weniger sinnvoll erscheint eine Berichterstattung über die Langfristperspek-
tiven der öffentlichen Finanzen auf subnationaler Ebene dort, wo ein hohes Ab-
hängigkeitsmass von Finanzströmen von anderen Einheiten besteht bzw. die Höhe 
der Steuereinnahmen auch nicht selbständig gestaltet werden kann (angesprochen 
ist damit die «Vulnerability»-Dimension der RPG des IPSASB (2013), die Auskunft 
gibt über die finanzielle Abhängigkeit).

6.2 Hypothese 2: Relevante Positionen für die Nachhaltigkeitsbericht- 
 erstattung sind jene, die mit der demographischen Entwicklung  
 zusammenhängen

Die beiden demografischen Effekte der sinkenden Geburtenraten einerseits und 
der längeren Lebensdauer andererseits verursachen in absehbarer Zeit in unseren 
Breiten die grössten, wenn auch unterschiedliche Auswirkungen (Andersen, 2012) 
vor allem auf die Pensionskassen, aber auch auf andere demografieabhängige 
Ausgaben- und Einnahmenbereiche. 

Die Working Group on Ageing Populations (AWG) der EU identifiziert fünf 
öffentliche Ausgabenbereiche, die durch die Alterung betroffen sein werden: Pen-
sionen, Gesundheit, Langzeitpflege, Bildung und Arbeitslosigkeit. Die meisten 
Posten hängen direkt von der Altersstruktur der Bevölkerung ab. Andere Aus-
gabenbereiche, wie z.B. Familienbeihilfen, hängen möglicherweise auch von der 
Alterung ab, ebenso wie einige Einnahmenkategorien, wie z.B. die Mehrwertsteuer 
durch altersbedingte Verschiebungen im Konsummuster, oder Steuern und Bei-
träge an Gesundheits- und Sozialsysteme, die direkt an den Löhnen festgemacht 
werden (Balassone/Cunha/Langenus et al., 2009)

Andere Posten, wie z.B. die Infrastruktur, sind konjunktur- bzw. BIP-abhängig. 
Sollte die Konjunktur schlechter laufen, entfallen Steigerungen bei Löhnen und 
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Gehältern und sinken auch die Erträge aus den Gewinnsteuern bei juristischen 
Personen bzw. Investitionen in die Infrastruktur entfallen oder werden aufgescho-
ben. Was in einem anderen Land (im Vereinigten Königreich ist Infrastruktur im 
geschätzten Umfang von rund 240 Milliarden Pfund durch Private mittels Public 
Private Partnerships finanziert; Hellowell, 2011) bzw. Teilstaat zu erheblichen Ver-
säumnissen im Infrastrukturbereich und damit negative Auswirkungen auf das 
Wachstum haben kann (Bassanini/Reviglio, 2011), erscheint in der Schweiz, die 
zumindest in den grossen Metropolitanräumen als eher über-infrastrukturiert gilt, 
zu geringeren – und wenn: punktuellen – Schwierigkeiten zu führen. 

6.3 Hypothese 3: Nachhaltigkeitsberichterstattung ist keine Vorhersage,  
 wie die Zukunft aussehen wird, sondern eine Prognose, was unter  
 gegebenen Annahmen eintreten könnte

Während es z.B. für den Kanton Zürich detaillierte Bevölkerungsprognosen bis ins 
Jahr 2050 gibt, sind derart langfristige Vorhersagen für die Konjunktur schlicht-
weg nicht möglich. Hier reicht ein sinnvoller Blick in die Zukunft nicht weiter als 
zwei Jahre, sodass mit einem langfristigen Trend gerechnet werden muss (Perrez, 
2012). Bei einer Berichterstattung zur langfristigen Nachhaltigkeit öffentlicher Fi-
nanzen muss daher ein Trade-Off zwischen einem Betrachtungszeitraum, der je 
länger, umso mehr Ereignisse in der Zukunft abdecken kann, und der generellen 
Aussagekräftigkeit des Berichts eingegangen werden (IPSASB, 2011).

Langfristprognosen sind somit keine Planung, wie sich die Zukunft gestalten 
wird, sondern lediglich eine Abschätzung der Grösseneffekte unter der Annahme, 
dass die Ausgestaltung der heutigen Politik sich nicht verändert. Insofern soll mit 
Hilfe der Langfristperspektiven ein Hinweis auf jene Bereiche gegeben werden, in 
denen eine Änderung der politischen Programme und Massnahmen heute als an-
gezeigt erscheint, damit sich Effekte in der Zukunft weniger gravierend einstellen, 
als heute prognostiziert (Schick, 2005). Die allgemeinen qualitativen Anforderun-
gen an die Finanzberichterstattung, Verifizierbarkeit und Glaubwürdigkeit, sollten 
dabei auch in der Langfristperspektive gelten (IPSASB, 2011).

Selbstverständlich bleibt es das Primat der Politik bzw. des Volkes, die ent-
sprechenden Entscheidungen zu treffen bzw. einen Konsens darüber zu finden, in 
welcher Art bzw. wann entsprechende Entscheidungen zu treffen sind. Damit sind 
die Langristperspektiven keine Vorwegnahme des künftigen Gestaltungsspiel-
raums und engen ihn auch nicht ein – im Gegenteil: Langfristperspektiven sollen 
den Gestaltungsspielraum für die Zukunft sogar ausdehnen, indem Veränderun-
gen rechtzeitig eingeleitet werden. 

Sie ergänzen damit die bereits heute in vielen Kantonen bekannten Instrumen-
tarien von Fiskalregeln (Schuldenbremsen) und mittelfristigem Finanzplanungs-
horizont um eine weiter in die Zukunft gerichtete Perspektive, die die genannten 
Instrumente nicht abdecken können. Gegner von Langfristprognosen rütteln ger-
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ne an deren Glaubwürdigkeit mit Hinweis zum Beispiel auf die AHV, die sich trotz 
düsterer Prognosen seit Ende der 1990er Jahre heute immer noch im positiven 
Bereich befindet. Es stellt sich also verkürzt dargestellt die Frage, ob die Bugwelle 
der exponentiell anstei genden Verschuldung jemals zu erwarten ist, oder ob es 
sich nur um Schwarzmalerei handelt (Rühli, 2012). Dem ist zu entgegnen, dass 
einerseits die zugrundeliegenden Annahmen sehr genau zu prüfen und deswegen 
auch klar offen zu legen sind8. Andererseits haben das kurzfristige Stopfen von 
Löchern, oder selbst die vorgeschlagene Interventionsregel für die Sozialwerke 
ohne grundlegender Anpassung an den demografischen Wandel die Tendenz, die 
Lage über lange Zeit besser darzustellen, als sie ist (Economiesuisse, 2012).

6.4 Hypothese 4: Nachhaltigkeitsberichterstattung gibt keinerlei  
 Empfehlungen für die politischen Entscheidungsträger

Fast alle industrialisierten Staaten sind von den demografischen Entwicklungen 
in einem ähnlichen Masse betroffen. Entsprechend umfangreich, mit weiterhin 
steigender Tendenz, ist die Literatur zu diesem Thema, sowohl für einzelne Staa-
ten, als auch für z.B. OECD und EU9. Hauptaussagen daraus sind, dass den Effek-
ten der demografischen Entwicklung jedenfalls nicht gleich zu begegnen ist. Eine 
wesentliche Rolle spielt hier die Migration. Eine aktive Bevölkerungspolitik im 
Sinne gesteuerter Migration kann unter bestimmten Umständen eine Möglichkeit 
sein, jedoch ebenso einnahmen- und ausgabenseitige Massnahmen, bis hin zu 
Massnahmen im Bereich der Familienpolitik, Vereinbarkeit von Beruf und Familie, 
bessere Kinderbetreuungsmöglichkeiten, usw. Denn genauso feststellbar, wie ein 
allgemeiner Geburtenrückgang in den westeuropäischen Ländern seit 1970, ist, 
dass von diesem nicht alle Staaten geschweige denn Regionen gleich betroffen 
sind.

Wieweit diese Massnahmen für eine Einheit angesichts ihrer spezifischen He-
rausforderungen von Relevanz sind bzw. eine Möglichkeit der Politikgestaltung 
darstellen, ist jeweils im Einzelfall zu prüfen. Ein «one size fits all»-Ansatz ist nicht 
vertretbar. Die Entscheidung, welche Massnahmen zu treffen sind, bleibt Primat 
der Politik bzw. der Stimmbürger. Die Nachhaltigkeitsberichterstattung kann nur 
Hinweise auf die Grössenordnung der entsprechenden Problemstellung geben.

6.5 Hypothese 5: Eine Berichterstattung über Langfristperspektiven  
 in nachhaltigen öffentlichen Finanzen sollte regelmässig,  
 aber nicht zwangsläufig jährlich erfolgen

Die OECD spricht sich in Best Practice for Budget Transparency (OECD, 2002) für 

8 Die AHV Prognosen basieren z.B. auf einer sehr optimistischen Nettozuwanderung.
9 Z.B. Serrano/Eguia/Ferreiro (2011) für die Frage der Migration in Spanien.
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eine Berichterstattung alle fünf Jahre, oder bei massgeblichen Änderungen bei 
Einnahmen- oder Ausgabenprogrammen aus. Der Bericht solle alle Basisannah-
men transparent offen legen und eine Reihe von plausiblen alternativen Szenarien 
mit Variationen bei den Annahmen umfassen. Eine jährliche Berichterstattung 
erscheint im Unterschied zu Schick (2005), der diese als Best Practice vor allem für 
Regierungen vorschlägt, die Erfahrung betreffend Langfristperspektivenberichter-
stattung gesammelt haben, nicht unbedingt als gegeben. Die Nachhaltigkeit der 
öffentlichen Finanzen wird sich normalerweise von einem Jahr zum nächsten 
nicht grundlegend verändern. Aus der Perspektive einer gewissen Routine und 
auch dafür, dass die Berichterstattung ernst genommen wird, sollte eine sporadi-
sche, ad hoc Berichterstattung jedoch vermieden werden. 

IPSASB (2011) spricht ebenfalls davon, dass eine jährliche Berichterstattung 
nicht realistisch erscheint, wiewohl eine regelmässige Aktualisierung schon we-
gen der raschen Verjährung von Annahmen und Daten in Krisenzeiten angezeigt 
ist. Dies demonstriert z.B. auch der erste Bericht der Europäischen Kommission 
(2006), der im Berichtsjahr noch weit günstigere Annahmen über den Entwick-
lungsverlauf der Staatsschulden vieler Mitgliedsländer ausweist, als dies kurz 
danach mit Beginn der Finanzkrisen der Fall war. Der Bund hat sich dazu ent-
schieden, seinen Bericht zu Langfristperspektive der öffentlichen Finanzen in der 
Schweiz alle vier Jahre zu publizieren. Erstmals geschah dies 2008. 

Der Zeitpunkt einer Langfristberichterstattung ist sorgfältig zu wählen. Sinn-
voll erscheint sie bei grösseren Änderungen in den Basisannahmen. Möglich wäre 
auch eine Kombination mit den Legislaturzielen. Eine zu starke Verknüpfung mit 
einer konkreten Amtszeit ist jedoch auch zu verhindern. Denn während eine Un-
tersuchung des ZHAW-IVM zur Konsolidierungspraxis in OECD Staaten (Berg-
mann/Grossi/Rauskala/Fuchs, 2012) herausfindet, dass Konsolidierung vor allem 
im anglo-amerikanischen Raum auch ein Instrument der Absicherung einer neuen 
Regierung gegenüber der Arbeit einer aus dem Amt scheidenden Exekutive sein 
kann, erscheint diese Perspektive für die Langfristberichterstattung wenig geeig-
net. Es geht in diesem Sinne nicht um Abgrenzung bezüglich der vermeintlichen 
Versäumnisse der Vergangenheit, sondern um eine gemeinsame Bewältigung der 
Zukunft. 

7 Schlussfolgerungen

Während der Bund seit 2008 alle vier Jahre einen Bericht zu den Langfristper-
spektiven der öffentlichen Finanzen der Schweiz präsentiert, sind die Kantone 
bisher noch sehr zurückhaltend mit der Veröffentlichung von standardisierten 
Langfristprognosen bezüglich der finanziellen Nachhaltigkeit. Mittelfristprogno-
sen und Legislaturprogramme werden jedoch zunehmend um längerfristige Ho-
rizonte ergänzt, wie z.B. im Kanton Zürich, wo 2011 erstmals auch langfristige 
Ziele neben den Legislaturzielen festgelegt wurden. Dabei sind unter anderem 
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mit der Finanzierung der beruflichen Vorsorge für das Staatspersonal und der 
Finanzierbarkeit des Gesundheitswesens auch Themen mit finanzpolitischem Hin-
tergrund vorhanden. Die langfristigen Ziele wurden aus Verfassung und Gesetzen 
hergeleitet. Die Umsetzung der Legislaturziele und der langfristigen Ziele werden 
jährlich im Konsolidierten Entwicklungs- und Finanzplan (KEF) sowie im Bericht 
des Regierungsrates thematisiert (Kanton Zürich, 2011).  

Nachhaltigkeitsberichte gibt es beispielsweise in den Kantonen Aargau und 
Bern. Der Kanton Aargau veröffentlichte 2011 bereits zum dritten Mal einen Be-
richt zur nachhaltigen Entwicklung im Kanton, in welchem Themen aus den Be-
reichen Umwelt, Soziales und Wirtschaft behandelt werden. Der Bericht doku-
mentiert die wichtigsten Entwicklungen allerdings im Rückblick der letzten drei 
Jahre. Im Report «Nachhaltige Entwicklung im Kanton Bern» aus dem Jahr 2010 
werden anhand der drei Nachhaltigkeitsdimensionen – Ökologie, Wirtschaft, Ge-
sellschaft – 35 Themen aufgezeigt und behandelt. Die Kantonsfinanzen sind dabei 
ein Kernindikator. Es wird allerdings auch erwähnt, dass der Bericht ergänzend 
zu diversen sektoralen Berichterstattungen des Kantons ist und nicht in dieselbe 
Tiefe geht, sondern einen breiten Überblick auf hoher Flughöhe bietet. 

Die Schweizer Kantone haben mit ihrem Finanzsystem grundsätzlich die bes-
ten Voraussetzungen für in die Zukunft reichende Finanzprognosen. Doppelte 
Buchhaltung und in vielen Kantonen vorhandene, strenge Fiskalregeln in Form 
von Schuldenbremsen einerseits bzw. Mittelfristplanungen in Form von integrier-
ten Finanz- und Aufgabenplänen andererseits erlauben schon heute vernünftige 
Aussagen zur aktuellen finanziellen Situation bzw. jener in der nahen Zukunft. 
Ein Bericht über Langfristperspektiven zeigt darüber hinaus nicht nur auf, wo zu-
künftige Probleme liegen und wie gross diese aus heutiger Sicht werden können,  
sondern vermittelt den zahlreichen Anspruchsgruppen auch ein transparentes 
Bild der entsprechenden Einheit. Gerade auch die Kantone sehen sich im Bereich 
Sozialausgaben oder Gesundheit mit weiter steigenden Kosten konfrontiert. Der 
Werkplatz Schweiz lebt zudem von seinem hohen Bildungsstandard und der star-
ken Innovationskraft. Nur mit verbindlichen Zielen und festgelegten Massnahmen 
kann negativen Trends entgegengewirkt werden. 

Das IPSASB hat als einzig anerkannter, internationaler öffentlicher Rech-
nungslegungsstandardsetter die Problematik erkannt und kürzlich nach mehreren 
Vorphasen eine Recommended Practice Guideline zur Langfrist-Perspektive öf-
fentlicher Finanzen publiziert. Den Einheiten, welche IPSAS anwenden, wird die 
Umsetzung dieser Richtlinie empfohlen. Der Kanton Zürich (wie auch der Kanton 
Genf) wendet bereits seit einigen Jahren IPSAS an. Eine Umsetzung dieser Guide-
line ist sicherlich wünschenswert. Die restlichen Kantone befinden sich auf dem 
Weg zur Umstellung bzw. basieren ihre Rechnung bereits auf dem Harmonisierten 
Rechnungslegungsmodell 2, welches in seiner strengen Anwendung grundsätzlich 
IPSAS-kompatibel ist. 
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Bei der Berichterstattung gilt es, den sinnvollen Zeithorizont abzuschätzen 
sowie die realistischen Berechnungsgrundlagen zu berücksichtigen. Zu bedenken 
ist auch, dass es sich hierbei um Annahmen, welche auch immer auf einem ge-
wissen Unsicherheitsgrad beruhen, handelt. Die Zukunft genau voraussagen, ist 
unmöglich, sie heute jedoch vorausschauend zu planen, ist nötig. Eine jährliche 
Berichterstattung dürfte dabei nur in den wenigsten Fällen sinnvoll sein. Vielmehr 
kann ein Bericht alle vier bis fünf Jahre mit einem Rückblick und Erklärungen zur 
Zielerreichung sowie einem angepassten Vorausblick den gewünschten Nutzen 
stiften. 

Das Bedürfnis, die Zukunft aktiv mitzugestalten, ist vorhanden. Die Berichter-
stattung über die Langfristperspektiven der öffentlichen Finanzen könnte ein wei-
terer Mosaikstein sein, Informationen für diesen Zweck zu liefern, ohne Entschei-
dungen über politische Massnahmen vorwegzunehmen. Die Berichterstattung ist 
eine Prognose und somit genauso irrtumsanfällig, wie die ihr zugrundeliegenden 
Annahmen. Sie als Vorhersage der Zukunft zu verstehen, wäre daher falsch. Die 
Berichterstattung kann aber daran erinnern, dass nicht immer alles so gut ausse-
hen könnte, wie es heute im Grossen und Ganzen scheint, bzw. dass es konkreter 
Massnahmen bedarf, damit es so bleibt. Dies richtete sich vor allem gegen den 
oftmals kurzfristigen Aktionismus unserer Politik, grundsätzlich jedoch letztlich 
an uns alle.

Wir danken Amtschef Dr. Rudolf Meier, Leiter der Finanzverwaltung des Kantons 
Zürich, und seinem Team für die Möglichkeit zur offenen Diskussion zum Thema.
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Abstract

The most recent financial crisis and the subsequent debt crisis, which parti-
cularly hit the euro zone strongly, has brought the public sector to focus on 
solid, comparable and transparent financial accounting. In addition to traditio-
nal retrospective financial accounting and reporting, future-oriented long term 
perspectives of sustainable public finances are gaining attention. While long-
term projections have become popular at a national level, they have been less 
relevant at subnational levels (states, cantons, regions). This article addresses the 
questions, how long-term projections can be beneficial at subnational level and 
how they could be shaped.

Keywords: Public finance, financial accounting, long term perspective

Résumé

Ce n‘est pas seulement la crise financière globale récente et les crises de la dette 
qu’en résultaient – dont lesquelles la zone euro était et est surtout atteinte – qu’a 
fait le secteur publique se plus focaliser sur une comptabilité plus solide, compa-
rable et transparente. Auprès de la comptabilité traditionnellement orientée au 
passé, c’est la prévision de la durabilité des finances publiques, qu’attire égale-
ment de plus en plus l’attention. Tandis que le sujet des perspectives à long ter-
me prend de l’ampleur au niveau national, son importance pour le niveau sous-
national (Länder, Cantons, régions) est encore largement non traitée, malgré pas 
regardée peu critique. Cet article donc traite la question si des rapports orientés 
à long-terme peuvent être utiles même au niveau sous-national et quelle forme 
ils pourraient prendre.

Mots-Clé: finances publiques, comptabilité, perspectives à long terme
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